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05/2015HELPING TO MAKE FUNDAMENTAL RIGHTS 
A REALITY FOR EVERYONE IN THE EUROPEAN UNION

Grundrechtliche Herausforderungen 
bezüglich der Verpfl ichtung zur 
Abgabe von Fingerabdrücken 
für Eurodac FRA Fokus

Zentrale Schlussfolgerungen

Die Verarbeitung biometrischer Daten für die Zwecke des Migrations-, Asyl- und Grenz-
managements ist mittlerweile übliche Praxis. Ankommende AsylbewerberInnen und 
MigrantInnen in einer irregulären Situation sind verpfl ichtet, Fingerabdrücke zur Erfas-
sung in Eurodac abzugeben. Dieses Fokuspapier untersucht, welche Maßnahmen Behör-
den ergreifen können, um dieser Verpfl ichtung nachzukommen. Bei Eurodac handelt es 
sich um eine groß angelegte zentrale daktyloskopische-Datenbank der Europäischen 
Union (EU), die das reibungslose Funktionieren des Dublin-Systems gewährleisten soll. 
Errichtet wurde das System, um den für die Prüfung eines Asylantrags zuständigen Mit-
gliedstaat zu bestimmen. Das vorliegende Fokuspapier soll die EU-Mitgliedstaaten sowie 
die Organe und Agenturen der EU dabei unterstützen, Grundrechtsverletzungen zu ver-
meiden, wenn sie ihrer Verpfl ichtung der Fingerabdruckabgabe nachkommen. Hier-
für werden die Auswirkungen einer Verweigerung der Abgabe von Fingerabdrücken auf 
den Grundsatz der Nichtzurückweisung, das Recht auf Freiheit und Sicherheit sowie den 
Schutz vor unverhältnismäßiger Gewaltanwendung eingehender beleuchtet. Eine „Check-
liste“ bzw. Leitfaden soll die zuständigen Behörden darin unterstützen, die Verpfl ichtung 
der Abnahme von Fingerabdrücken unter Wahrung der Grundrechte umzusetzen.

Bei diesem Fokuspapier handelt es sich um die erste Veröffentlichung im Zusammenhang 
mit dem in den FRA-Jahresarbeitsprogrammen 2014 bis 2016 geplanten Projekt zu biome-
trischen Daten in IT-Großsystemen im Bereich des Grenz-, Migrations- und Asylmanage-
ments. Sobald neue Forschungsergebnisse vorliegen oder sich neue Entwicklungen in der 
bislang spärlichen nationalen Rechtsprechung abzeichnen wird FRA dieses Fokuspapier 
aktualisieren. Sein Schwerpunkt liegt zwar auf Fingerabdrücken, jedoch sind die hier vor-
gebrachten Überlegungen auch auf andere biometrische Identifi katoren anwendbar.

  Die Durchsetzung der Verpfl ichtung Fingerabdruck-
daten in Eurodac zu erfassen sollte in erster Linie 
im Rahmen einer wirksamen Aufklärung und Bera-
tung erfolgen. Diese sollte sowohl auf individueller 
Ebene als auch durch gezielte Öffentlichkeitsarbeit 
in Zuwanderergemeinden durchgeführt werden. Eine 
solche Aufklärung und Beratung ist nur dann wirksam, 
wenn die Informationen in einer Sprache vermittelt 

werden, die die betroffenen Personen verstehen, und 
dabei geschlechts- sowie kulturspezifi sche Aspekte 
Berücksichtigung fi nden.

  Die Verweigerung der Abgabe von Fingerabdrü-
cken entbindet die EU-Mitgliedstaaten nicht von 
ihrer Pfl icht, den Grundsatz der Nichtzurückwei-
sung zu wahren.
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  Die Abnahme von Fingerabdrücken sollte Teil des 
Registrierungs- und Weiterverweisungs-/Umsied-
lungsverfahrens sein und nicht unabhängig davon 
durchgeführt werden.

  Gemäß Artikel 29 der Eurodac-Verordnung sollte 
jede/r Betroffene zu Beginn des Prozesses von 
BeamtInnen über ihre/seine Pfl icht zur Abgabe 
von Fingerabdrücken, den Zweck der Abnahme 
von Fingerabdrücken und die beabsichtigte Ver-
arbeitung der Fingerabdrücke aufgeklärt werden. 
Eine solche Aufklärung sollte sowohl mündlich – 
in einfachen Worten – als auch schriftlich in einer 
Sprache erfolgen, die die Person versteht.

  Bereits im Rahmen der Aufklärung über andere 
Aspekte des Registrierungsverfahrens sind den 
betroffenen Personen erste Informationen über 
die Abnahme von Fingerabdrücken für Eurodac zur 
Verfügung zu stellen. Um eine wirksame Aufklä-
rung zu gewährleisten, sollten die Informationen 
auf angemessene Weise und in einer Sprache ver-
mittelt werden, die von den Personen verstanden 
wird. Dabei sollten sowohl geschlechts- als auch 
alters- und kulturspezifi sche Aspekte berücksich-
tigt werden. Die Aufklärung sollte individuell erfol-
gen und kann gegebenenfalls durch Maßnahmen 
in Zuwanderergemeinden ergänzt werden.

  Die BeamtInnen sollten über grundlegende Fähig-
keiten verfügen, um Anzeichen für eine Trauma-
tisierung, z. B. ob eine Person Opfer von Folter, 
Menschenhandel, sexueller oder geschlechtsspe-
zifi scher Gewalt oder anderer schwerer Verbre-
chen wurde, zu erkennen und einschätzen zu kön-
nen. Des Weiteren sollten die BeamtInnen darin 
geschult sein, das Risiko einer erneuten Trauma-
tisierung oder anderer Komplikationen im Verlauf 
der Abnahme von Fingerabdrücken zu vermeiden.

 Weiterhin sollten die zuständigen BeamtInnen in 
der Lage sein zu erkennen, ob die Struktur einer 
Fingerkuppe böswillig verfälscht wurde oder ob 
es physisch unmöglich ist, hochwertige Finger-
abdrücke abzunehmen. Gegen Personen, die aus 
gerechtfertigten Gründen keine Fingerabdrücke 
abgeben können (beispielsweise weil ihre Fin-
gerkuppen infolge manueller Arbeit beschädigt 
sind), dürfen keine Maßnahmen ergriffen werden.

 Wird die Abgabe von Fingerabdrücken verweigert, 
sollten die BeamtInnen die Gründe dafür untersu-
chen und diese erfassen. Eine solche Weigerung 
ist möglicherweise nicht auf die Absicht zurück-
zuführen, die Dublin-Bestimmungen zu umgehen, 
sondern auf andere Überlegungen, wie beispiels-
weise die Furcht, dass Daten mit dem Herkunfts-
land ausgetauscht werden.

  Bevor auf Zwangsmaßnahmen zurückgegriffen 
wird, sollten betroffene Personen die Möglich-
keit erhalten, ihrer Pfl icht zur Abgabe von Fin-
gerabdrücken freiwillig nachzukommen, indem 
sie beispielsweise erneut aufgefordert werden, 
zur Abnahme von Fingerabdrücken zu erscheinen. 
Wurden die betroffenen Personen aufgeklärt und 
weigern sich weiterhin, ihre Fingerabdrücke abzu-
geben, sollten sie eine Beratung erhalten, um ihre 
Ängste und Bedenken auszuräumen.

  Freiheitsentziehung darf nur in Ausnahmefällen 
als Druckmittel eingesetzt werden, um Perso-
nen zur Abgabe von Fingerabdrücken zu bewe-
gen. Sie darf nur dann in Betracht gezogen wer-
den, wenn dies nach einzelstaatlichem Recht 
vorgesehen ist, ausschließlich die Erfüllung der 
Verpfl ichtung zur Abgabe von Fingerabdrücken 
zum Ziel hat und keine Strafmaßnahme darstellt. 
Ein solcher Freiheitsentzug sollte von begrenzter 
Dauer sein und enden, sobald der Verpfl ichtung 

Checkliste zur Wahrung der Grundrechte bei der Abnahme 
von Fingerabdrücken für Eurodac

Asylsuchende und MigrantInnen in einer irregulären Situation, die beim illegalen Überschreiten der Grenzen 
aufgegriffen werden, sind verpfl ichtet, Fingerabdrücke zur Erfassung in Eurodac abzugeben. Die EU-Mitglied-
staaten ihrerseits sind verpfl ichtet, diesen Personen Fingerabdrücke abzunehmen; hinsichtlich der Durchset-
zung dieser Pfl icht gelten jedoch Einschränkungen, damit es nicht zu Grundrechtsverletzungen kommt. Die FRA 
hat diese Checkliste zusammengestellt, um die für die Abnahme von Fingerabdrücken für Eurodac zuständigen 
Behörden und BeamtInnen bei der Wahrung der Grundrechte zu unterstützen.

  Freiheitsentziehung darf nur in Ausnahmefällen 
und keinesfalls gegen schutzbedürftige Personen 
als Druckmittel eingesetzt werden, um diese zur 
Abgabe von Fingerabdrücken zu bewegen.

  Es ist kaum eine Situation vorstellbar, in der die 
Anwendung von physischer oder psychischer Gewalt 
gerechtfertigt wäre, um die Abgabe von Fingerab-
drücken für Eurodac durchzusetzen. 
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der Fingerabdruckabgabe nachgekommen wurde. 
Die Gewahrsamseinrichtungen müssen angemes-
sen und menschenwürdig sein.

  Die Anwendung physischer oder psychischer 
Gewalt im Zusammenhang mit der Abnahme von 
Fingerabdrücken für Eurodac ist zu vermeiden, da 
sie mit einem hohen Risiko für Grundrechtsver-
letzungen verbunden ist.

  Kinder, mutmaßliche Opfer von Folter, sexueller 
oder geschlechtsspezifi scher Gewalt oder anderer 
schwerer Verbrechen sowie traumatisierte Perso-
nen dürfen nicht in Gewahrsam genommen oder 
zur Abgabe von Fingerabdrücken gezwungen wer-
den. Gleiches gilt für Personen, die gemeinhin als 
schutzbedürftig gelten. Kindern dürfen keine Fin-
gerabdrücke für Eurodac abgenommen werden, 
wenn nicht zweifelsfrei festzustellen ist, ob sie 
tatsächlich mindestens 14 Jahre alt sind.

 Einleitung
Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2252/2004 des Rates 
vom 13. Dezember 2004 sind in den Pässen von EU-Bür-
gerInnen ihre Fingerabdrücke zu speichern. Zudem 
schreibt diese Verordnung die Erfassung biometri-
scher Daten in Schengen-Aufenthaltstiteln vor. Perso-
nen, die für die Einreise in den Schengen-Raum ein Visum 
benötigen, müssen ihre Fingerabdrücke zur Erfassung 
im Visa-Informationssystem (VIS) abgeben. Dabei han-
delt es sich um ein IT-Großsystem, in dem mehrere Mil-
lionen Fingerabdrücke und andere personenbezogene 
Daten gespeichert sind.1

Gemäß der Eurodac-Verordnung (EU) Nr. 603/2013 müs-
sen mit Ausnahme Kinder unter 14 Jahren alle Asylsu-
chenden und MigrantInnen in einer irregulären Situation, 
die beim illegalen Überschreiten einer Grenze aufgegrif-
fen werden, ihre Fingerabdrücke abgeben. Diese Fin-
gerabdrücke werden in einer Großdatenbank namens 
Eurodac gespeichert. Greifen Mitgliedstaaten in ihrem 
Hoheitsgebiet MigrantInnen in einer irregulären Situa-
tion auf, können sie deren Fingerabdrücke mit der Euro-
dac-Datenbank abgleichen.

Eurodac wird benötigt, um das reibungslose Funktionie-
ren des Dublin-Systems zu gewährleisten, das geschaf-
fen wurde, um den für die Prüfung eines Asylantrags 
zuständigen Mitgliedstaat zu bestimmen. Gemäß der 
Dublin-Verordnung (EU) Nr. 604/2013 ist der Mitglied-
staat für die Prüfung eines Antrags zuständig, über 
den der/die AsylbewerberIn in die EU oder den Schen-
gen-Raum eingereist ist, sofern der/die Betreffende 
keine Verbindung zu einem bestimmten Mitgliedstaat 
hat (beispielsweise durch ein Visum oder nahe Fami-
lienangehörige). Der Einreisemitgliedstaat wird in der 
Regel durch eine Abfrage in Eurodac ermittelt, wobei 
gelegentlich auch andere Belege, wie beispielsweise 
Zugfahrkarten, herangezogen werden. Die meisten Asyl-
bewerberInnen besitzen keine gültigen Identitätsdoku-
mente – wie beispielsweise einen Pass mit einem Stem-
pel der Grenzübergangsstelle, über die sie eingereist 
sind –, die als Nachweis ihrer Reiseroute dienen könnten.

Eurodac: prüfen, ob eine 
Person Asyl beantragt hat
Das Dublin-System kann nur dann reibungslos funkti-
onieren, wenn die EU-Mitgliedstaaten die Möglichkeit 
haben zu überprüfen, ob eine Person bereits in einem 
anderen EU-Mitgliedstaat oder einem assoziierten Schen-
gen-Staat (Island, Liechtenstein, Norwegen und Schweiz) 
einen Asylantrag gestellt hat oder beim illegalen Über-
schreiten einer Außengrenze aufgegriffen wurde. Dank 
Eurodac ist eine solche zuverlässige Überprüfung mög-
lich. Zwar ist die Abnahme von Fingerabdrücken für 
Eurodac an sich nicht mit der Identifi zierung einer Per-
son gleichzusetzen, jedoch trägt sie zu einer solchen 
Identifi zierung bei, sobald eine Verbindung zwischen 
einem Asylbewerber / einer Asylbewerberin und einem 
bestehenden Eurodac-Eintrag hergestellt werden kann. 
Im Falle eines Treffers in Eurodac können die Behörden 
gemäß Artikel 34 der Dublin-Verordnung die personen-
bezogenen Daten von dem Mitgliedstaat anfordern, der 
die betreffende Person erstmals in Eurodac erfasst hat. 
Darüber hinaus ist der Herkunftsmitgliedstaat nach Arti-
kel 1 Absatz 3 der Eurodac-Verordnung berechtigt, die 
für Eurodac abgenommenen Fingerabdrücke mit den 
nach seinem nationalen Recht eingerichteten Daten-
banken, wie beispielsweise nationalen Ausländerda-
tenbanken, abzugleichen. Dies kann unter Umständen 
ebenfalls eine Identifi zierung der Person ermöglichen. 
Nach Maßgabe von Artikel 20 der Eurodac-Verord-
nung sowie Artikel 21 und 22 der VIS-Verordnung darf 
unter bestimmten Bedingungen das Visa-Informations-
system (VIS) nach Fingerabdrücken von Asylbewerbe-
rInnen durchsucht werden. Zumindest in diesen Fäl-
len kann somit die Abnahme von Fingerabdrücken für 
Eurodac im Einklang mit Erwägungsgrund 5 der Euro-
dac-Verordnung auch der Feststellung oder Überprü-
fung der Identität einer Person dienen. Ein weiterer 
Informationsaustausch mit dem Mitgliedstaat, in dem 
ein Treffer erzielt wurde, könnte auch die Ermittlung der 
Staatsangehörigkeit eines Asylbewerbers/einer Asyl-
bewerberin oder Drittstaatsangehörigen ermöglichen.
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Es sind Fälle bekannt, in denen AsylbewerberInnen ver-
sucht haben, ihre Registrierung in Eurodac zu umge-
hen, indem sie ihre Fingerabdrücke durch Säure, Kleb-
stoff oder andere Mittel unbrauchbar gemacht haben. 
In jüngerer Zeit rückte jedoch die unzureichende Erfas-
sung in Eurodac an den Einreiseorten zunehmend ins 
Zentrum der Aufmerksamkeit. Seit 2014 wurden einer 
erheblichen Anzahl von AsylbewerberInnen an den Ein-
reiseorten keine Fingerabdrücke abgenommen.2 In eini-
gen Fällen war dies darauf zurückzuführen, dass die 
am stärksten von Migration betroffenen Staaten nicht 
über die erforderlichen Kapazitäten verfügten, um die 
wachsenden Migrationsströme zu bewältigen. Dieses 
Problem wurde bereits in Angriff genommen. In ande-
ren Fällen weigerten sich die Ankommenden – darunter 
auch Personen aus Eritrea oder Syrien, die wahrschein-
lich internationalen Schutz benötigen –, ihre Fingerab-
drücke zur Erfassung in Eurodac abzugeben oder in dem 
Mitgliedstaat, über den sie in die EU eingereist sind, Asyl 
zu beantragen. Keine Probleme ergaben sich bislang im 
Zusammenhang mit der Weigerung, Fingerabdrücke für 
VIS abzugeben. Dies ist vermutlich darauf zurückzufüh-
ren, dass eine solche Weigerung in der Regel schlicht-
weg dazu führt, dass der Betreffende kein Visum erhält.

Werden keine Fingerabdrücke erfasst, so erschwert dies 
die Anwendung des Dublin-Systems. Zudem ist eine 
Registrierung in Eurodac eine Voraussetzung dafür, dass 
eine vorgeschlagene Umsiedlung eines Asylbewerbers/
einer Asylbewerberin in einen anderen EU-Mitgliedstaat 
angestoßen werden kann. Mittlerweile wird darüber dis-
kutiert, ob es durchführbar und angemessen ist, restrik-
tive Maßnahmen zu ergreifen, um Drittstaatsangehö-
rige oder Staatenlose zur Abgabe ihrer Fingerabdrücke 
zu zwingen. In der im Mai 2015 veröffentlichten Euro-
päischen Migrationsagenda wurde die Bedeutung einer 
vollständigen Umsetzung der Bestimmungen über die 
Abnahme von Fingerabdrücken an den Grenzen unter-
strichen.3 Kurz darauf legte die Europäische Kommission 
Leitlinien zur Umsetzung der Verpfl ichtung zur Abnahme 
von Fingerabdrücken4 vor, zu denen die Zivilgesellschaft 
ihre Stellungnahmen äußerte.5

Verarbeitung von 
Fingerabdrücken

Im Rahmen von Eurodac werden Fingerabdrücke für die 
Zwecke des Asyl- und Migrationsmanagements verar-
beitet und nicht zur Ermittlung von Personen, die in Ver-
dacht stehen, eine Straftat begangen zu haben. Asyl-
bewerberInnen und MigrantInnen sind schutzbedürftig. 
Viele von ihnen haben ihr Herkunftsland auf der Flucht 
vor Krieg oder Verfolgung verlassen und sind unter ext-
remen Strapazen, häufi g in überfüllten und nicht see-
tauglichen Booten, und in ständiger Angst um ihr Leben 
in die EU gelangt. Dieser Umstand ist von größter Bedeu-
tung und muss Berücksichtigung fi nden.

Es gibt unterschiedliche Gründe, aus denen es Menschen 
unangenehm sein kann, ihre Fingerabdrücke abzuge-
ben. Der Wunsch, in das europäische Land ihrer Wahl 
zu gelangen, ohne Gefahr zu laufen, im Rahmen des 
Dublin-Systems in einen Transit-Mitgliedstaat zurückge-
schickt zu werden, ist wahrscheinlich der häufi gste Grund 
für die Weigerung, Fingerabdrücke abzugeben. Es gibt 
jedoch auch andere Erklärungen. Möglicherweise haben 
AsylbewerberInnen in ihrem Herkunftsland schlechte 
Erfahrungen mit der Abgabe von Fingerabdrücken bei 
der Polizei gemacht oder befürchten, dass ihre Finger-
abdrücke an ihr Herkunftsland weitergegeben werden, 
wodurch ihre Familienangehörigen in Gefahr geraten 
könnten. Andere schrecken unter Umständen vor der 
Abgabe ihrer Fingerabdrücke zurück, weil sie grund-
sätzlich Angst vor technischen Verfahren haben oder 
– beispielsweise angesichts der weltweiten Überwa-
chungsskandale – nicht glauben, dass die erhobenen 
Daten im Einklang mit den Datenschutzgrundsätzen 
verarbeitet werden.

Wieder andere sind womöglich nicht in der Lage, Fin-
gerabdrücke abzugeben, weil beispielsweise die Struk-
tur ihrer Fingerkuppen durch manuelle Arbeit beschä-
digt wurde. Die VIS-Verordnung beinhaltet spezifi sche 
Bestimmungen für derartige Fälle, nicht aber die Euro-
dac-Verordnung. Sind BeamtInnen nicht angemessen 
geschult, um zu erkennen, ob die Struktur der Fingerkup-
pen böswillig verfälscht wurde, werden unter Umstän-
den gegen Personen, die physisch nicht in der Lage sind, 
Fingerabdrücke abzugeben, ungerechtfertigte Maßnah-
men ergriffen, weil sie in Verdacht geraten, böswillig 
gehandelt zu haben.

Einschränkung von 
Grundrechten

Die Verarbeitung von Fingerabdrücken und die von den 
EU-Mitgliedstaaten zur Durchsetzung ihrer Verpfl ichtung 
zur Abnahme von Fingerabdrücken für Eurodac ergriffe-
nen Maßnahmen können einer Reihe der in der Charta 
der Grundrechte der Europäischen Union (im Folgen-
den: Charta) verankerten Grundrechte zuwiderlaufen. 
Hierzu zählen zum einen absolute Rechte – wie beispiels-
weise der Grundsatz der Nichtzurückweisung und das 
Verbot von Folter sowie unmenschlicher oder ernied-
rigender Behandlung oder Strafe –, bei denen keiner-
lei Einschränkung möglich ist.

Es können aber auch Rechte betroffen sein, die eine 
Einschränkung zulassen, wie beispielsweise das Recht 
auf Freiheit (Artikel 6 der Charta und Artikel 5 der Euro-
päischen Menschenrechtskonvention (EMRK)) oder das 
in Artikel 7 und 8 der Charta sowie in Artikel 8 EMRK 
verankerte Recht auf Schutz personenbezogener Daten 
und des Privatlebens. Einschränkungen dieser Rechte 
können gerechtfertigt sein, sofern sie mit den Bestim-
mungen der Charta und der EMRK in Einklang stehen. 
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Nach Maßgabe des EU-Rechts muss jede Einschrän-
kung der in der Charta anerkannten Grundrechte den 
Bestimmungen von Artikel 52 Absatz 1 der Charta ent-
sprechen, d. h., sie muss gesetzlich vorgesehen sein, den 
von der Union anerkannten dem Gemeinwohl dienen-
den Zielsetzungen oder den Erfordernissen des Schut-
zes der Rechte und Freiheiten anderer tatsächlich ent-
sprechen, den Wesensgehalt dieser Rechte achten und 
den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit wahren.

Die Erhebung und Speicherung personenbezogener 
Daten stellt eine Beeinträchtigung des in Artikel 8 der 
Charta verankerten Rechts auf Schutz personenbezo-
gener Daten und des in Artikel 7 der Charta sowie Arti-
kel 8 EMRK garantierten Rechts auf Achtung des Pri-
vatlebens dar. Fingerabdrücke sind personenbezogene 
Daten.6 Das Recht auf Schutz personenbezogener Daten 
verlangt eine rechtmäßige Verarbeitung. Dies schließt 
auch die ordnungsgemäße Aufklärung der Personen ein, 
denen Fingerabdrücke abgenommen werden, wie sie in 
Artikel 29 der Eurodac-Verordnung vorgesehen ist. Das 
bedeutet, dass AsylbewerberInnen und MigrantInnen 
in einer irregulären Situation tatsächlich die Möglich-
keit erhalten müssen, ihrer Pfl icht zur Abgabe von Fin-
gerabdrücken nachzukommen, bevor gegen sie Sank-
tionen oder Zwangsmaßnahmen ergriffen werden. Die 
Betroffenen müssen umfassend über alle ihnen offen-
stehenden Möglichkeiten, die Gründe für die Abnahme 

von Fingerabdrücken, die beabsichtigte Verarbeitung 
der Fingerabdrücke und die Folgen einer Verweigerung 
der Abgabe von Fingerabdrücken aufgeklärt werden.

Forschungsarbeiten der FRA
Die im Jahr 2009 unter AsylbewerberInnen durchge-
führten Forschungsarbeiten der FRA haben gezeigt, 
dass soziale Netzwerke – wie beispielsweise Freunde, 
Angehörige, Bekannte, andere AsylbewerberInnen und 
Landsleute, die sie in den Aufnahmezentren und an 
anderen Orten kennenlernen – als wertvolle Informa-
tionsquelle betrachten,7 obwohl die von diesen Perso-
nen bezogenen Informationen unter Umständen nicht 
präzise oder vollständig sind. Um eine wirksame Auf-
klärung zu gewährleisten, müssen die Behörden dieser 
Tatsache Rechnung tragen und gegebenenfalls nicht 
nur Informationen, sondern auch Beratungsleistungen 
bereitstellen. Die Forschungsarbeiten der FRA belegen 
ferner, dass Informationen erfolgreicher kommuniziert 
werden können, wenn sie sowohl in schriftlicher als auch 
in mündlicher Form übermittelt werden, und Asylbe-
werberInnen in der Regel Nichtregierungsorganisatio-
nen (NRO) mehr Vertrauen entgegenbringen als Behör-
den.8 Darüber hinaus sollten die Informationen in einer 
Weise vermittelt werden, die geschlechtsspezifi sche 
und kulturelle Aspekte berücksichtigt.

Rückführung von Personen, die keine 
Fingerabdrücke abgeben
Der Grundsatz der Nichtzurückweisung verbietet die 
Rückführung von Personen an die Grenzen von Gebie-
ten, in denen ihnen Verfolgung oder ein sonstiger ernst-
hafter Schaden droht. Er ist ein Eckpfeiler des in Arti-
kel 18 der Charta verankerten Rechts auf Asyl und ein 
grundlegendes Element des Verbots der Folter sowie 
unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder 
Strafe nach Artikel 3 EMRK, das auch Artikel 19 der Charta 
ausdrücklich garantiert.

Nichtzurückweisung
Abgesehen von den in Artikel 21 Absatz 2 der Anerken-
nungsrichtlinie (2011/95/EU)9 vorgesehenen Ausnah-
mefällen ist das Verbot der Nichtzurückweisung abso-
lut. Das bedeutet, es gilt für jede Person, unabhängig 
von ihrem Status oder Verhalten. Die Mitgliedstaaten 
sind auch dann an den Grundsatz der Nichtzurückwei-
sung gebunden, wenn die betreffende Person keinen 
Asylantrag gestellt hat.10 

Weigert sich demnach eine Person, ihre Fingerabdrü-
cke abzugeben, gilt für sie nach wie vor der Grundsatz 
der Nichtzurückweisung. Eine solche Person darf nicht 
in ein Land rückgeführt werden, in dem ihr Verfolgung 
oder ein sonstiger schwerer Schaden droht oder aus dem 
sie in ein anderes Land rückgeführt werden könnte, in 
dem ein solches Risiko besteht (indirekte Zurückwei-
sung). Auch wenn sie im Aufnahmeland keinen eindeu-
tigen Rechtsstatus haben, der ihre Rechte zweifelsfrei 
festlegt, müssen vor Zurückweisung geschützte Perso-
nen mindestens in der Lage sein, dieselben Menschen-
rechte in Anspruch zu nehmen wie jede andere in dem 
betreffenden Staat aufhältige Person (hierzu zählen bei-
spielsweise ein gewisser Zugang zum Gesundheitswe-
sen, eine Grundbildung für Kinder, die Registrierung von 
Geburten sowie die Religions- und Gewissensfreiheit).11
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Auswirkungen auf das 
Asylverfahren

Die nächste Frage lautet, ob und wie sich eine unge-
rechtfertigte Weigerung, Fingerabdrücke zur Erfassung 
in Eurodac abzugeben, auf das Asylverfahren auswirkt. 
Nach Artikel 13 der Asylverfahrensrichtlinie (2013/32/
EU) sind AsylbewerberInnen verpfl ichtet, mit den Behör-
den zusammenzuarbeiten. Dies schließt die Pfl icht zur 
Bereitstellung aller erforderlichen Informationen und 
Daten ein, welche die einzelstaatlichen Behörden für 
die Prüfung der Asylanträge benötigen. Artikel 13 sieht 
eine Verpfl ichtung zur Zusammenarbeit bei der Fest-
stellung der Identität einer Person vor, nimmt jedoch 
nicht ausdrücklich auf die Abgabe von Fingerabdrücken 
Bezug, wie sie in Artikel 9 Absatz 1 der Eurodac-Ver-
ordnung vorgeschrieben ist.

Die Verweigerung der Abgabe von Fingerabdrücken für 
Eurodac kann nicht als sachlicher Grund für die Ablehnung 
eines Asylantrags dienen, da eine solche Entscheidung 
ausschließlich auf der Beurteilung der Frage basieren 
darf, ob der Antragsteller/die Antragstellerin die in der 
Anerkennungsrichtlinie verankerten Voraussetzungen 
für die Anerkennung als Flüchtling oder als Person mit 
Anspruch auf subsidiären Schutz erfüllt. Ebenso kann die 
Verweigerung der Abgabe von Fingerabdrücken an sich 
nicht als stillschweigende Rücknahme des Antrags nach 
Artikel 28 Absatz 1 Buchstabe a der Asylverfahrensricht-
linie betrachtet werden, weil die Fingerabdruckdaten für 
Eurodac nicht zu den in Artikel 4 der Anerkennungsricht-
linie aufgeführten wesentlichen Informationen zählen, 
die für die Begründung eines Antrags erforderlich sind.

Beschleunigtes 
Asylverfahren

Artikel 31 Absatz 8 Buchstabe i der Asylverfahrensrichtli-
nie sieht die Möglichkeit vor, die Anträge von Personen, 
die sich weigern, Fingerabdrücke für Eurodac abzuge-
ben, in einem beschleunigten Verfahren und/oder im 
Rahmen eines Grenzverfahrens oder in Transitzonen 
zu prüfen. In Abhängigkeit von den einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften können solche Verfahren beispiels-
weise die vorrangige Bearbeitung bestimmter Katego-
rien von Anträgen, die Festlegung kürzerer Fristen für 
Rechtsbehelfe, die Verkürzung der für den Abschluss 
von Rechtsbehelfsverfahren erforderlichen Zeit sowie 
die Vereinfachung und/oder vorrangige Bearbeitung 
von Rechtsbehelfen vorsehen. In allen beschleunigten 
Verfahren müssen jedoch die nach europäischem Recht 
vorgeschriebenen Mindestgarantien gewährleistet sein. 
Dies gilt insbesondere für die Garantien im Hinblick auf 
das Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf, wie sie 
der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) 
in seiner Rechtsprechung zu Artikel 13 EMRK und Arti-
kel 47 der Charta vorgegeben hat.12

Beschleunigte Asylverfahren wurden für Anträge kon-
zipiert, die einfach zu bearbeiten sind, weil sie eindeu-
tig unzulässig, offensichtlich unbegründet oder offen-
sichtlich begründet sind,13 sodass die einzelstaatlichen 
Behörden ihre Ressourcen gezielt für Anträge einset-
zen können, die mehr Aufmerksamkeit erfordern. Hin-
ter der Zulassung beschleunigter Verfahren steht der 
Gedanke, dass bei bestimmten Anträgen sehr schnell 
festgestellt werden kann, ob ein Anspruch auf interna-
tionalen Schutz besteht. Diese Überlegung dürfte bei 
AntragstellerInnen, die die Abgabe von Fingerabdrücken 
verweigern, kaum eine Rolle spielen, da diese Weige-
rung in keinem Zusammenhang mit der Sachlage steht. 
Demnach ist zu bezweifeln, dass es vor dem Hintergrund 
des Grundsatzes der Nichtdiskriminierung gerechtfer-
tigt ist, Anträge von Personen, die sich weigern, Fin-
gerabdrücke abzugeben, in beschleunigten Verfahren 
mit eingeschränkten rechtlichen Garantien zu prüfen.14

Freiheitsentziehung als Druckmittel für die 
Abgabe von Fingerabdrücken
Dieser Abschnitt befasst sich mit der Freiheitsentziehung 
als Druckmittel, um Personen zur Abgabe von Finger-
abdrücken zu zwingen. Unberücksichtigt bleiben dabei 
Fälle, in denen die Freiheitsentziehung als Reaktion auf 
den – gewaltsamen oder passiven – Widerstand gegen 
eine Anordnung eines Polizeibeamten erfolgt. Ein sol-
ches Verhalten ist gemeinhin bei allen Personen strafbar, 
unabhängig von ihrem Rechtsstatus, und somit auch bei 

Nicht-InländerInnen. In diesen Fällen ist die Freiheitsent-
ziehung – sofern sie nach dem einzelstaatlichen Straf-
recht zulässig ist – eine Folge des gewalttätigen oder 
widersetzlichen Verhaltens einer Person.

Freiheitsentziehung stellt eine gravierende Einschrän-
kung des in Artikel 6 der Charta und Artikel 5 EMRK ver-
ankerten Rechts auf Freiheit dar. Es wurden strenge 
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Garantien eingeführt, um einer unrechtmäßigen oder 
willkürlichen Freiheitsentziehung vorzubeugen. Nach 
Maßgabe des EU-Rechts muss jede Einschränkung des 
Rechts auf Freiheit den Bestimmungen von Artikel 52 
Absatz 1 der Charta entsprechen, d. h., sie muss gesetz-
lich vorgesehen sein, den von der Union anerkannten 
dem Gemeinwohl dienenden Zielsetzungen oder den 
Erfordernissen des Schutzes der Rechte und Freihei-
ten anderer tatsächlich entsprechen, den Wesensge-
halt dieser Rechte achten und den Grundsatz der Ver-
hältnismäßigkeit wahren.

Um rechtmäßig zu sein, muss jede Freiheitsentziehung 
aus einem der in Artikel 5 EMRK, in seiner Auslegung 
durch den EGMR, aufgeführten Gründe erfolgen. Nach 
Maßgabe von Artikel 6 Absatz 3 des Vertrags über die 
Europäische Union und Artikel 52 Absatz 3 der Charta ist 
das in Artikel 6 der Charta verankerte Recht auf Freiheit 
und Sicherheit im Einklang mit Artikel 5 EMRK auszulegen.

Sowohl nach EU-Recht als auch gemäß der EMRK darf 
eine Freiheitsentziehung aus migrationsspezifi schen 
Gründen nur als letztes Mittel zur Anwendung kom-
men, wobei im Rahmen einer Einzelfallprüfung festge-
stellt werden muss, ob alle erforderlichen Vorausset-
zungen gegeben sind, um eine willkürliche Inhaftnahme 
zu verhindern. Der EU-Besitzstand im Bereich Rückfüh-
rung und Asyl sieht spezifi sche Garantien zum Schutz 
vor willkürlicher Inhaftnahme vor: Nach Artikel 15 der 
Rückführungsrichtlinie (2008/115/EG) ist eine Inhaft-
nahme nur zulässig, um die Rückkehr vorzubereiten und/
oder die Abschiebung durchzuführen,15 während Arti-
kel 8 der  Aufnahmerichtlinie (2013/33/EU) eine erschöp-
fende Aufl istung der sechs Gründe für eine rechtmä-
ßige Inhaftnahme beinhaltet.

Inhaftnahme zur Verhinderung 
der unerlaubten Einreise 
sowie zur Ausweisung oder 
Auslieferung einer Person
In aller Regel beurteilt der EGMR die Freiheitsentzie-
hung bei AsylbewerberInnen oder MigrantInnen in einer 
irregulären Situation im Lichte von Artikel 5 Absatz 1 
Buchstabe f EMRK. Dieser gestattet die Inhaftnahme zur 
Verhinderung der unerlaubten Einreise sowie zur Auswei-
sung oder Auslieferung einer Person. Eine Inhaftnahme 
ist nur zulässig, wenn alle erforderlichen Voraussetzun-
gen gegeben sind, um eine willkürliche Inhaftnahme 
zu verhindern. Diese Voraussetzungen gelten für die 
Inhaftnahme einer Person zur Verhinderung der uner-
laubten Einreise oder zum Vollzug ihrer Abschiebung: 
Die Inhaftnahme muss auf nationalen Rechtsvorschriften 
beruhen, die ausreichend zugänglich, präzise und vor-
hersehbar sind; die Behörden müssen in gutem Glau-
ben handeln und gebührende Sorgfalt walten lassen 
(bei der Klärung, ob der/die AusländerIn einreisen darf, 

sowie bei der Vorbereitung und dem Vollzug der Rück-
führung); Inhaftierungsort und -bedingungen müssen 
angemessen sein; die Haftdauer darf nicht länger sein 
als für den verfolgten Zweck vernünftigerweise erfor-
derlich;16 zudem muss im Falle einer Abschiebungshaft 
eine realistische Aussicht auf Abschiebung bestehen.17 
Im Großen und Ganzen sind diese Voraussetzungen auch 
im sekundären EU-Recht verankert.18 Dies zeigt deut-
lich, dass die Weigerung einer Person, ihre Fingerabdrü-
cke für Eurodac abzugeben, nicht per se eine Freiheits-
entziehung nach Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe f EMRK 
rechtfertigen kann und nur einen von mehreren Fakto-
ren darstellt, die bei der Beurteilung der Frage, ob die 
Voraussetzungen für eine Freiheitsentziehung gegeben 
sind, berücksichtigt werden müssen. Artikel 5 Absatz 1 
Buchstabe f EMRK kann nicht herangezogen werden, um 
eine Person dafür zu bestrafen, dass sie sich weigert, 
ihre Fingerabdrücke abzugeben.19 Ebenso wenig kann 
diese Bestimmung dazu genutzt werden, eine Person 
unter Druck zu setzen, um sie zur Abgabe ihrer Finger-
abdrücke zu bewegen; ein solches Szenario fi ele unter 
Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b EMRK.

Inhaftnahme zur Erfüllung 
einer gesetzlichen 
Verpfl ichtung
Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b EMRK gestattet die recht-
mäßige Festnahme oder Freiheitsentziehung wegen 
Nichtbefolgung einer rechtmäßigen gerichtlichen Anord-
nung oder zur Erzwingung der Erfüllung einer gesetz-
lichen Verpfl ichtung (Beugehaft). In diesem Fall darf 
die Inhaftnahme nur als letztes Mittel zur Anwendung 
kommen und muss ausschließlich die Erfüllung der Ver-
pfl ichtung zum Ziel haben; sie darf keine Strafmaßnahme 
darstellen und muss enden, sobald der Verpfl ichtung 
nachgekommen wurde.20

In Artikel 9 Absatz 1, Artikel 14 Absatz 1 und Artikel 29 
Absatz 1 Buchstabe d der Eurodac-Verordnung wird die 
Abnahme von Fingerabdrücken als eine Verpfl ichtung 
der Mitgliedstaaten und nicht als eine Verpfl ichtung 
von AsylbewerberInnen und aufgegriffenen Migran-
tInnen beschrieben. Gemeinsam mit den entsprechen-
den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften gibt die Euro-
dac-Verordnung jedoch den Behörden eindeutig das 
Recht, AsylbewerberInnen und aufgegriffenen Migran-
tInnen Fingerabdrücke abzunehmen, und erlegt diesen 
eine entsprechende Verpfl ichtung zur Abgabe von Fin-
gerabdrücken auf.21 Ohne die Verpfl ichtung von Auslän-
derInnen, Fingerabdrücke abzugeben, wäre ein Staat in 
der Tat nicht in der Lage, die Verordnung umzusetzen.

Neben der EMRK verlangt auch Artikel  52 Absatz  1 
der Charta, dass Einschränkungen von Grundrechten 
– einschließlich Einschränkungen des Rechts auf Frei-
heit – gesetzlich vorgesehen sein müssen. Die Euro-
dac-Verordnung verpfl ichtet zwar die Mitgliedstaaten, 
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Fingerabdrücke zu erfassen, beinhaltet jedoch keine 
Angaben dazu, ob eine Freiheitsentziehung eingesetzt 
werden darf, um dieser Verpfl ichtung nachzukommen. 
Die Rechtmäßigkeit der Inhaftnahme eines Ausländers 
/ einer Ausländerin mit dem Ziel, ihn zur Abgabe sei-
ner Fingerabdrücke zu bewegen, ist davon abhängig, 
ob das einzelstaatliche Recht eine eindeutige Bestim-
mung enthält, die ausreichend zugänglich, präzise und 
vorhersehbar ist und der klar zu entnehmen ist, dass 
die Weigerung, Fingerabdrücke abzugeben, eine Frei-
heitsentziehung zur Folge hat.

Wie in der Einleitung festgestellt, gibt die Abnahme von 
Fingerabdrücken für Eurodac den Staaten unter bestimm-
ten Umständen die Möglichkeit, die Identität von Perso-
nen zu überprüfen oder festzustellen, die keine Papiere 
mit sich führen. Dies gilt insbesondere dann, wenn eine 
Übereinstimmung mit einem anderen Mitgliedstaat fest-
gestellt wird und Informationen ausgetauscht werden. 
Für AsylbewerberInnen sieht Artikel 8 Absatz 3 Buch-
stabe a der Richtlinie über die Aufnahmebedingungen 
2013/33/EU die Möglichkeit einer Freiheitsentziehung 
vor – sofern alle im EU-Recht und in der EMRK veran-
kerten Voraussetzungen erfüllt sind –, um die Identität 
oder Staatsangehörigkeit des Antragstellers/der Antrag-
stellerin festzustellen oder zu überprüfen. Im Hinblick 
auf MigrantInnen in einer irregulären Situation wird eine 
mangelnde Kooperationsbereitschaft bei der Feststel-
lung der Identität – die im Falle von MigrantInnen ohne 
Papiere auch die Verweigerung der Abgabe von Finger-
abdrücken einschließen kann – von den EU-Mitglied-
staaten häufi g als Kriterium herangezogen, um festzu-
stellen, ob eine Fluchtgefahr nach Artikel 3 Absatz 7 und 
Erwägungsgrund 6 der Rückführungsrichtlinie besteht, 
die eine Inhaftnahme nach Artikel 15 Absatz 1 dieser 
Richtlinie rechtfertigen kann. Die Weigerung, Finger-
abdrücke abzugeben, ist jedoch nur einer der Aspekte, 
die berücksichtigt werden müssen, um festzustellen, ob 
die im EU-Recht verankerten Gründe für eine Freiheits-
entziehung im Einzelfall gegeben sind. Sie kann nicht 
als alleinige Grundlage für die automatische Zulässig-
keit einer Freiheitsentziehung dienen.

Im Hinblick auf die „Befolgung einer rechtmäßigen 
gerichtlichen Anordnung“ nach Artikel 5 Absatz 1 Buch-
stabe b EMRK hat der EGMR festgestellt, dass eine Per-
son Gelegenheit erhalten muss, die Anordnung freiwillig 
zu befolgen. Hat sich eine Person in der Vergangenheit 
geweigert, einer Anordnung nachzukommen, so genügt 
dies nicht, um ihre Inhaftnahme zu rechtfertigen, ohne 
dass der Person erneut Gelegenheit gegeben wird, der 
Anordnung Folge zu leisten, bevor eine Freiheitsentzie-
hung zur Anwendung kommt.22 Eine Inhaftnahme ist 
somit nur dann rechtmäßig, wenn eine Person Gelegen-
heit hatte, einer Anordnung freiwillig nachzukommen, 
und dies eindeutig verweigert hat. In vielen Fällen sind 
AusländerInnen aus ihrem eigenen Land gefl ohen, weil 
sie um ihr Leben fürchteten. Zudem sind sie mit sprachli-
chen und kulturellen Kommunikationsbarrieren konfron-
tiert. Infolgedessen sind sie besonders schutzbedürftig. 

Diesen Menschen Gelegenheit zu geben, einer Anord-
nung freiwillig nachzukommen, bedeutet daher, sie 
durch wirksame Aufklärung und Beratung in einer für 
sie verständlichen Sprache in die Lage zu versetzen, 
die Gründe für die Erfassung ihrer Fingerabdrücke, die 
beabsichtigte Verarbeitung ihrer Fingerabdrücke und 
die Folgen einer Verweigerung der Abgabe von Fin-
gerabdrücken zu verstehen, sodass sie eine fundierte 
Entscheidung treffen können.

Abwägung des Rechts 
auf Freiheit gegen die 
Erfüllung einer gesetzlichen 
Verpfl ichtung
Das Recht auf Freiheit muss gegen die Erfüllung der Ver-
pfl ichtung nach Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b abgewogen 
werden.23 Im Zuge dieser Abwägung sind unter anderem 
die Art der sich aus der maßgeblichen Rechtsvorschrift 
ergebenen Verpfl ichtung, einschließlich der ihr zugrunde 
liegenden Zielsetzung und ihres Zwecks, die inhaftierte 
Person, die besonderen Umstände, die zu der Inhaftnahme 
geführt haben, und die Haftdauer zu berücksichtigen.24

Zugleich darf auf AsylbewerberInnen und MigrantIn-
nen in einer irregulären Situation bei dem Versuch, sie 
zur Abgabe ihrer Fingerabdrücke zu bewegen, ange-
sichts ihrer Schutzbedürftigkeit unter keinen Umstän-
den in einer Weise Druck ausgeübt werden, der das 
Risiko einer Traumatisierung oder erneuten Viktimisie-
rung birgt. Das bedeutet, dass eine Inhaftnahme nach 
Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b EMRK nur in Ausnahme-
fällen und unter Berücksichtigung des körperlichen und 
geistigen Zustands der betreffenden Person erfolgen 
darf. Personen, die Anzeichen dafür aufweisen, dass 
sie Opfer von Folter, sexueller oder geschlechtsspe-
zifi scher Gewalt oder anderen schweren Verbrechen 
geworden sind, sowie traumatisierte Personen dürfen 
nicht inhaftiert werden. Gleiches gilt für Personen, die 
nach Maßgabe von Artikel 21 der Richtlinie über die Auf-
nahmebedingungen und Artikel 3 Absatz 9 der Rück-
führungsrichtlinie gemeinhin als schutzbedürftig gelten. 
Kinder, die zur Abgabe von Fingerabdrücken verpfl ichtet 
sind, d. h. Personen im Alter zwischen 14 und 17 Jahren, 
dürfen nicht in Haft genommen werden.

Schließlich darf eine Inhaftnahme nur für einen kur-
zen Zeitraum erfolgen: Der EGMR erachtete die Inhaft-
nahme einer Frau, die ohne gültigen Fahrschein unter-
wegs war und anschließend von der Polizei 13,5 Stunden 
zur Feststellung ihrer Identität festgehalten wurde, als 
unverhältnismäßig.25 In einem anderen Fall akzeptierte 
er jedoch eine 45-stündige Inhaftnahme zur Durchfüh-
rung von Sicherheitskontrollen bei der Einreise in das 
Vereinigte Königreich als gerechtfertigt, um terroristi-
schen Anschlägen vorzubeugen.26
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Anwendung von Gewalt zur Abnahme von 
Fingerabdrücken
Die dritte Frage, mit der sich dieses Fokuspapier beschäf-
tigt, betrifft die Anwendung von Gewalt zur Abnahme 
von Fingerabdrücken für Eurodac. Einfach ausgedrückt 
kann die Anwendung von Gewalt als Einsatz physischer 
oder psychischer Gewalt zur Überwindung von Wider-
ständen defi niert werden, indem beispielsweise die 
offene Hand einer Person gewaltsam auf den Finger-
abdruckscanner gedrückt wird. In solchen Fällen hat die 
betroffene Person – ebenso wie bei einer Inhaftnahme 
– keine Möglichkeit mehr, die Anordnung zu befolgen, 
sondern wird körperlich zur Abgabe ihrer Fingerabdrü-
cke gezwungen. Dies stellt eine gravierende Einschrän-
kung der Grundrechte einer Person dar. Angesichts der 
Schutzbedürftigkeit der betroffenen Personen und der 
Voraussetzungen, die erfüllt sein müssen, sind kaum 
Situationen vorstellbar, in denen die Anwendung von 
Gewalt zur Abnahme von Fingerabdrücken für Eurodac 
gerechtfertigt wäre.

Gefahr unmenschlicher oder 
erniedrigender Behandlung 
oder Strafe
Bei der Anwendung von Gewalt zur Abnahme von Fin-
gerabdrücken wird unter bestimmten Umständen die 
Grenze zu der nach Artikel 4 der Charta und Artikel 3 
EMRK verbotenen unmenschlichen oder erniedrigen-
den Behandlung oder Strafe überschritten. Das Verbot 
von Folter sowie unmenschlicher oder erniedrigender 
Behandlung oder Strafe ist absolut. Das bedeutet, dass 
jegliche Gewaltanwendung, die die Grenze zu den in 
Artikel 3 EMRK verbotenen Tatbeständen überschrei-
tet, ausnahmslos unrechtmäßig ist. Um festzustellen, 
ob diese Grenze überschritten wurde, ist eine Reihe 
von Faktoren zu berücksichtigen.

Jede unverhältnismäßige Anwendung von Gewalt, 
die nicht durch das Verhalten einer Person unbedingt 
erforderlich gemacht wurde, stellt eine Verletzung der 
Würde des Menschen und damit eine nach Artikel 4 der 
Charta und Artikel 3 EMRK verbotene unmenschliche 
oder erniedrigende Behandlung oder Strafe dar.27 Hand-
lungen, die Gefühle der Angst, Qual oder Minderwertig-
keit hervorrufen können, die geeignet sind, eine Person 
zu erniedrigen oder zu entwürdigen, sind nach Arti-
kel 3 EMRK ausnahmslos verboten.28 Bei der Beurteilung 
der Frage, ob das Verhalten einer Behörde hinreichend 
schwerwiegend ist, um in den Anwendungsbereich von 
Artikel 3 EMRK zu fallen, müssen alle Begleitumstände 
berücksichtigt werden. Besondere Bedeutung misst der 
EGMR den von Personen, gegen die physische Gewalt 
angewendet wurde, erlittenen Verletzungen bei.29 Das 

bedeutet, dass alle Verfahren zu vermeiden sind, die eine 
Gefahr für die körperliche Unversehrtheit und Gesund-
heit eines Ausländers darstellen. Des Weiteren ist die 
Anwendung von Gewalt mit dem Ziel der Bestrafung 
einer Person, die sich weigert, ihre Fingerabdrücke abzu-
geben, niemals zulässig.

Die Anwendung von Gewalt muss rechtmäßig sein. Das 
bedeutet, dass die Anwendung von Gewalt gesetzlich 
vorgesehen sein muss. Es genügt nicht, wenn sie ledig-
lich nach Maßgabe einer internen Anweisung zulässig 
ist. Die maßgeblichen Rechtsvorschriften müssen hin-
reichend präzise sein, damit sie für eine Person ver-
ständlich und in ihrer Anwendung vorhersehbar sind.

Bei der Beurteilung der Frage, ob die Anwendung von 
Gewalt hinreichend schwerwiegend ist, um in den 
Anwendungsbereich von Artikel 3 EMRK zu fallen, ist 
die Tatsache zu berücksichtigen, dass – anders als in 
Situationen, in denen Atem- und Blutproben genommen 
werden, um Straftaten zu verhindern oder zu untersu-
chen30 – AsylbewerberInnen und MigrantInnen in einer 
irregulären Situation keine Tatverdächtige und häufi g 
besonders schutzbedürftig sind. Der EGMR misst der 
Schutzbedürftigkeit der von Menschenrechtsverlet-
zungen betroffenen Personen besondere Bedeutung 
bei und setzt in solchen Fällen eine höhere Schwelle 
für die Anwendung von Gewalt an. Wurde einer Per-
son die Freiheit entzogen – was bei Personen, die nach 
dem illegalen Überschreiten einer Grenze aufgegriffen 
wurden, häufi g der Fall ist – verstößt die Anwendung 
physischer Gewalt gegen diese Person gegen Artikel 3 
EMRK, sofern sie nicht aufgrund des Verhaltens der Per-
son unbedingt erforderlich ist.31

Im Hinblick auf Personen in Polizeigewahrsam erach-
tete der EGMR Zwangsmaßnahmen nur unter bestimm-
ten Umständen nicht als unverhältnismäßig, beispiels-
weise bei physischem Widerstand oder gewalttätigem 
Verhalten, passivem Widerstand bei einer Vorladung, 
Fluchtversuchen oder der Weigerung eines Häftlings, 
sich durchsuchen zu lassen.32

Die Anwendung von Gewalt gilt nur dann nicht als unver-
hältnismäßig, wenn der/die AusländerIn eine realisti-
sche Möglichkeit erhalten hat, seiner/ihrer Verpfl ich-
tung zur Abgabe von Fingerabdrücken nachzukommen. 
Die Person muss gründlich aufgeklärt und vorbereitet 
werden und ausreichend Zeit erhalten, um zu entschei-
den, ob sie ihre Fingerabdrücke abgibt oder nicht. In 
der Regel sollte die Person durch eine angemessene 
Aufklärung und wirksame Beratung dazu bewegt wer-
den können, ihrer Verpfl ichtung nachzukommen. Damit 
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beschränkt sich die Frage, ob Zwangsmaßnahmen ergrif-
fen werden sollten, um Fingerabdrücke abzunehmen, 
auf Ausnahmefälle.

Ebenfalls nicht gerechtfertigt ist die Anwendung von 
Gewalt zur erneuten Abnahme von Fingerabdrücken 
von AntragstellerInnen, die bereits im Rahmen eines 
anderen Verfahrens bei nationalen Behörden Finger-
abdrücke abgegeben haben,33 sofern diese wieder 
verwendet werden können. Des Weiteren sind keine 
technischen Verfahren zulässig, bei denen es unwahr-
scheinlich ist, dass die abgenommenen Fingerabdrü-
cke für den beabsichtigten Zweck verwendet werden 
können. Wenn einige oder alle verfügbaren Techniken 
zur Abnahme von Fingerabdrücken unter Anwendung 
von Gewalt sehr wahrscheinlich nur geringwertige – 
und damit unbrauchbare – Fingerabdrücke hervorbrin-
gen, kann schwerlich der Schluss gezogen werden, dass 
die Anwendung von Gewalt erforderlich ist. So stellte 
beispielsweise der niederländische Bürgerbeauftragte 
fest, dass die gewaltsame Öffnung der Faust eines Ath-
leten zur Abnahme von Fingerabdrücken unbrauchbare 
Fingerabdrücke hervorbrachte.34

Recht auf Unversehrtheit
Auch die Anwendung von Gewalt, die keine unmenschli-
che oder erniedrigende Behandlung oder Strafe gemäß 
Artikel 4 der Charta oder Artikel 3 EMRK darstellt, kann 
grundrechtliche Bedenken aufwerfen, insbesondere im 
Hinblick auf Artikel 3 der Charta, der jedem Menschen 
das Recht auf körperliche und geistige Unversehrtheit 
garantiert. Wird Gewalt angewandt, um eine Person zu 
etwas zu zwingen, müssen die Umstände des Einzel-
falls geprüft werden. Dies dient dazu festzustellen, ob 
die Anwendung von Gewalt erforderlich und verhält-
nismäßig war und somit eine rechtmäßige Einschränkung 
entsprechend den in Artikel 52 Absatz 1 der Charta ver-
ankerten Vorgaben darstellt.

Schlussfolgerungen
Grundsätzlich muss jede Einschränkung der Grund-
rechte einer Person in einem angemessenen Verhält-
nis zur Bedeutung der angestrebten Zielsetzung stehen. 
Die Wahrung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit 
impliziert, dass nach Möglichkeit weniger invasive Maß-
nahmen, darunter Aufklärung und Beratung sowie auf-
suchende Maßnahmen in der betreffenden Zuwande-
rergemeinde, ergriffen oder andere Nachweise für die 
Zwecke des Dublin-Systems herangezogen werden.

Asylsuchende und MigrantInnen in einer irregulären Situ-
ation, die im Zusammenhang mit ihrer illegalen Einreise 
aufgegriffen werden, sind verpfl ichtet, Fingerabdrücke 
zur Erfassung in Eurodac abzugeben. Die Durchsetzung 
dieser Verpfl ichtung sollte in erster Linie im Rahmen 
einer wirksamen Aufklärung und Beratung erfolgen, die 
sowohl auf individueller Ebene als auch durch gezielte 
Öffentlichkeitsarbeit in Zuwanderergemeinden, wie bei-
spielsweise durch Fokusgruppengespräche, Informati-
onsveranstaltungen und ähnliche Initiativen, durchge-
führt werden sollte. Um eine wirksame Aufklärung zu 
gewährleisten, sind die Informationen auf angemessene 
Weise und in einer Sprache zu vermitteln, die die betrof-
fenen Personen verstehen, wobei sowohl geschlechts- 
als auch kulturspezifi sche Aspekte Berücksichtigung fi n-
den müssen.

Die Verweigerung der Abgabe von Fingerabdrücken ent-
bindet die Mitgliedstaaten nicht von ihrer Pfl icht zur Wah-
rung des Grundsatzes der Nichtzurückweisung. Es ist also 
nicht zulässig, betroffenen Personen mit Abschiebung 

zu drohen, um die Verpfl ichtung zur Abgabe von Fin-
gerabdrücken durchzusetzen.

Freiheitsentziehung darf nur in Ausnahmefällen als 
Druckmittel eingesetzt werden, um Personen zur Abgabe 
von Fingerabdrücken zu bewegen. Sie darf nur dann 
in Betracht gezogen werden, wenn diese Möglichkeit 
nach einzelstaatlichem Recht vorgesehen ist, muss aus-
schließlich die Erfüllung der Verpfl ichtung zur Abgabe 
von Fingerabdrücken zum Ziel haben und darf keine 
Strafmaßnahme darstellen. Des Weiteren muss sie von 
begrenzter Dauer sein und enden, sobald der Verpfl ich-
tung nachgekommen wurde. Das bedeutet, dass Asyl-
bewerberInnen und MigrantInnen in einer irregulären 
Situation tatsächlich die Möglichkeit erhalten müssen, 
ihre Pfl icht zur Abgabe von Fingerabdrücken zu erfül-
len, bevor die Behörden zur Durchsetzung dieser Pfl icht 
eine Freiheitsentziehung anordnen. Kinder, mutmaßli-
che Opfer von Folter, sexueller oder geschlechtsspezifi -
scher Gewalt oder anderer schwerer Verbrechen sowie 
traumatisierte Personen dürfen nicht zur Abgabe von 
Fingerabdrücken gezwungen werden. Gleiches gilt für 
Personen, die gemeinhin als schutzbedürftig gelten.

Angesichts der Schutzbedürftigkeit der betroffenen 
Personen und der Verpfl ichtung, stets die am wenigs-
ten invasiven Mittel einzusetzen, sind kaum Situatio-
nen vorstellbar, in denen die Anwendung physischer 
oder psychischer Gewalt zur Abnahme von Fingerab-
drücken für Eurodac gerechtfertigt wäre.
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